
Badförderer wollen Kreis-Lösung

Unterkirnach – Die Schließung des 
Hallenbades Aqualino enttäuscht 
noch immer viele Unterkirnacher. Jetzt 
sprach eine Gruppe von Schwimm-
badförderern bei Landrat Sven Hinter-
seh vor, um auf die Problematik immer 
mehr schließender Bäder aufmerksam 
zu machen. Ein Ort für Gesundheits- 
und Schwimmkurse sowie ein sozialer 
Treffpunkt für Jung und Alt in der Ge-
meinde fehle jetzt, betonen sie.

„Wir wollen der Gemeinde keinen 
Vorwurf machen. Wir möchten, dass 

man verantwortungsvoll nach Lösun-
gen sucht“, betonen Cornelia Conzel-
mann und Nina Benz-Trieschmann. 
Einen solchen Lösungsansatz enthält 
auch das Schreiben, das die Gruppe 
an den Landrat übergab. Es wurde von 
zwölf Unterkirnachern unterzeichnet.

„Um ein weiteres Bädersterben zu 
verhindern, schlagen wir einen land-
kreisweiten Aktionsplan vor: Alle Kom-
munen müssten sich darüber abstim-
men, welche Bäder für den öffentlichen 
Betrieb und für das Schulschwimmen 
zu erhalten sind. Auch die Finanzie-
rung müsste unserer Meinung nach auf 
verschiedene Kommunen verteilt wer-
den. So könnten mehrere Kommunen 
von einem Bad profitieren“, regen die 
Unterkirnacher an. Unterzeichnet ha-
ben Cornelia Conzelmann, Nina Benz-
Trieschmann, Gaby Köngeter, Ingeborg 

Wimmer, Martin Dellemann, Elena 
Gaidaenco, Natalie Kosellek, Monika 
Röckl, Monika Buschmann, Michael 
Speck, Irmgard Schröder und Werner 
Strehl. Die meisten von ihnen sind im 
Förderverein Aqualino engagiert, ma-
chen sich aber auch als Eltern, Ret-
tungsschwimmer oder auch als Mitglie-
der der Rheumaliga für das Bad stark.

Im Schreiben legen die Unterzeichner 
nochmals ihre Sicht der Entwicklungen 
dar. Auch wenn am Ende das Geld für 
den Weiterbetrieb fehlte, sei ihnen klar, 
dass der Landkreis dieses aufgrund der 
kommunalen Selbstverwaltung nicht 
zuschießen könne, so Benz-Triesch-
mann und Conzelmann. Einen Appell 
richtet die Gruppe deshalb auch nicht 
nur an den Landrat. Auch an die Land-
tags- und Bundestagsabgeordneten 
wollen sie ihr Schreiben übergeben.

V O N  C O R N E L I A  P U T S C H B A C H

Unterkirnacher regen Zusam-
menarbeit der Kommunen an. 
Bäder für Schulschwimmen und 
Schwimmkurse erhalten

Martin Dellemann (von links), Nina Benz-Trieschmann, Gaby Köngeter, Michael Speck, Mo-
nika Buschmann, Cornelia Conzelmann, Monika Röckl und Elena Gaidaenco vor dem Land-
ratsamt in Villingen. Dort übergaben die acht Landrat Sven Hinterseh ein von zwölf Unterkir-
nachern unterzeichnetes Schreiben, in dem sie die Zusammenarbeit aller Kommunen zum 
Erhalt der Schwimmbäder fordern. BILD:  CORNELIA  PUTSCHBACH

Niedereschach/Dauchingen – Daran 
hätten Ralf Ganter und seine Frau Bär-
bel Burkhardt-Ganter vor rund vier Jah-
ren in der Entwicklungsphase zu einem 
gänzlich neuartigen Wohnkonzept si-
cherlich selbst nicht geglaubt: Welche 
offenen Türen sie heutzutage mit einem 
Produkt einrennen würden, das an-
fangs, als Musterhaus am Ortsaugang 
Richtung Fischbach, vielleicht eher et-
was kritisch beäugt wurde.

Und das ist es: Ein auf Stelzen ste-
hendes, würfelförmiges Bauwerk in 
Form einer Kleinwohnung, die kei-
ne Grundfläche verbraucht und fast 
überall umsetzbar ist, mit einem Hu-
ckepack-Trick sogar die Fläche über 
Garagen nutzt. „Wohnen auf kleins-
tem Raum“ war dabei die Devise, und 
in der Basisversion sind diese Mini-
Wohnungen 19 Quadratmeter groß. 
Platz zum Schlafen, Wohnen und Es-
sen ist in den Wohncubes unter Dach 
und Fach gebracht, ein Bad mit großer 
Dusche gehört ebenfalls dazu. Und da 
sich die Elemente einfach aneinan-
derreihen lassen, können sogar gan-
ze Garagenzeilen mit den Wohnkuben 
auf Stelzen bestückt werden und so fast 
überall Wohnraum bieten.

Die Niedereschacher Macher sind 
von ihrem Tun überzeugt. In der heuti-
gen Zeit mit explodierenden Baukosten, 
für viele kaum noch bezahlbaren Miet-
preisen und Wohnungsnot in noch nie 
gekannten Ausmaßen, gerade für Stu-
denten in den Uni-Städten, und dazu 
noch horrende steigenden Energiekos-
ten, ob Gas, Strom, Heizöl oder Pellets, 
biete das XS-Cubes-Konzept eine 
optimale Antworte auf die stark 
gestiegene Nachfrage nach günstigem 
Wohnraum.

Auf diesen Zug ist inzwischen auch 
die Nachbargemeinde Dauchingen auf-
gesprungen. Wegen der Verpflichtung, 
zugewiesene Flüchtlinge aufzunehmen 
und ihnen eine Unterkunft zu stellen, 
hat die Gemeinde 14 individuelle und 
innovative Angebote unterschiedlicher 
Modulbau-Unternehmen eingeholt. 
Und der Dauchinger Gemeinderat hat 
in einer Sitzung Ende September ein-
stimmig der Errichtung einer Flücht-
lingsunterkunft auf dem Grundstück 
der Niedereschacher Straße 14 zuge-
stimmt und die Verwaltung beauftragt, 
bei der Firma XSCUBES GmbH in Nie-
dereschach die Planungsleistungen 
und als Flüchtlingsunterkunft 15 Mo-
dule für rund 30 Personen zu ordern. 
Inzwischen sind es 16 geworden, wie 

Ralf Ganter bei einer Besichtigung des 
Wohncubes in Niedereschach im Ge-
spräch mit dem SÜDKURIER die bis-
her veröffentlichten Zahlen korrigiert. 
Der Grund dafür: die Fördervorschrif-
ten verlangen, dass jeder Flüchtling 
zehn Quadratmeter Wohnraum zur 
Verfügung hat. Der Kubus hat nur 19, 
somit stünden bei zwei Bewohnern 
jedem nur 9,5 Quadratmeter zu. Des-
halb werde jetzt im Nachhinein noch 
ein Versammlungskubus gebaut, der 
auf die Bewohnerzahl umgelegt wer-

den kann. Was die Energiesituation 
betrifft, so weist Ganter explizit dar-
auf hin, dass man mit den Wohncubes 
über Solarmodule mit Akkus sozusa-
gen bis zu 60 Prozent Eigenversorger 
sei – ein großes Plus in der heutigen 
Zeit mit einer Energiekrise nach der 
anderen. 

Auch die Lüftungsanlage in den 
Wohnkuben arbeitet über Wärmetau-
scher mit Wärmerückgewinnung und 
trägt zum ökologischen Charakter der 
Cubes bei. Das Einzige, was nach drau-

ßen geht, ist die Abluft der Dunstab-
zugshaube über der Küchenzeile.

„Dass wir bei unseren Wohncubes so 
großen Wert legen auf das Energiekli-
ma und dabei überhaupt keine fossilen 
Brennstoffe haben und quasi Eigenver-
sorger sind, ist sicherlich mit ein Grund, 
dass wir gegenüber unseren Mitbewer-
bern regelrecht nach vorne gespült 
wurden, weil ja momentan alles nur 
noch über Heizkosten nachdenkt“, sagt 
Ralf Ganter.

Ein weiterer Vorteil gerade für die in 
Dauchingen geplante Anlage sei die 
Flexibilität. Sollte das gesamte Are-
al später einmal anderweitig genutzt 
werden, sollte es kein Problem machen, 
die Anlage dort ab- und irgendwo an-
ders wieder aufzubauen. Und sollte das 
Thema Flüchtlinge einmal vom Tisch 
sein, habe die Anlage den Vorteil, dass 
die Wertigkeit der Wohnräume so sei, 
dass man sie jederzeit zum Beispiel 
an Studenten aus VS-Schwenningen 
weitervermieten könne. Die seien be-
stimmt froh, denn zu zweit einen sol-
chen Doppelcube zu bekommen, das 
sei fast schon luxuriös, ist Ralf Ganter 
überzeugt.

Riesenschub für Mini-Wohnungen
 ➤ Innovation aus Nieder- 
eschach kommt an
 ➤ Dauchingen bietet Wohn-
kuben für Flüchtlinge
 ➤ 19 Quadratmeter, Küche
und Bad mit Dusche

Schöner Raum, auch in der kleinsten Hütte: Bärbel Burkhardt-Ganter vor der Küchenzeile, die die Wohnlandschaft vervollständigt. 30 Men-
schen werden so künftig in Dauchingen leben. BILD:  GERD JERGER

Die Wohnmodule
Das Angebot von XSCUBES zur Unterbrin-
gung der Flüchtlinge in Dauchingen bein-
haltet zwei voneinander unabhängige ein-
stöckige Modulbaureihen mit insgesamt 
15 Wohnmodulen und einem Versamm-
lungskubus, der auch für gemeinsame Ak-
tivitäten wie Geburtstagsfeiern, Tagungen 
oder soziale Zwecke genutzt werden kann, 
alles zusammen für insgesamt rund 30 
Personen. Jede Wohneinheit ist mit einer 

eigenen Küche und Bad ausgestattet. Das 
Beheizen erfolgt über eine Infrarothei-
zung, die teilweise mit dem selbst produ-
zierten Strom der auf dem Dach installier-
ten Photovoltaik-Anlage betrieben wird. 
Jedes Modul hat drei Kilowatt-Peak. Die 
Anlage hat somit eine Gesamtleistung von 
48 KWp. Eine Lüftungsanlage mit Wärme-
rückgewinnung ist ebenfalls standardmä-
ßig verbaut.

Informationen im Internet: 
www.xscubes.com

Mönchweiler (put) Im kommenden 
Jahr sind es 40 Jahre, dass Mönchwei-
ler und das französische Chabeuil ihre 
Städtepartnerschaft beurkundet ha-
ben. Beim Freundeskreis Mönchweiler 
laufen die Planungen für ein Fest auf 
Hochtouren. Gefeiert werden soll im 
kommenden Frühjahr von Freitag, 28. 
April, bis Montag, 1. Mai.

Dieser Termin wurde im Rahmen ei-
nes Besuchs einer Mönchweiler Delega-
tion in der Partnergemeinde vor weni-
gen Wochen abgesprochen. Gerne hätte 
man etwas später im Jahr gefeiert, aber 
dieser Termin passte für beide Gemein-
den vermeintlich am besten, berichte-
te Peter Kaiser, der Sprecher des Freun-
deskreises Chabeuil in Mönchweiler, 
jetzt bei einem Organisationstreffen. 
Ein Kompromiss muss allerdings noch 
für das Maifest der Feuerwehr Mönch-
weiler gefunden werden, das alljährlich 
ebenfalls zu diesem Zeitpunkt stattfin-
det und auch für kommendes Jahr wie-
der geplant ist.

Für die Feier mit Chabeuil ist man 
sich im Freundeskreis auf jeden Fall ei-
nig, dass die „Jumelage“, französisch 
für Partnerschaft, keinesfalls „unter 
Wert verkauft werden darf“. So möch-
te Peter Kaiser beispielsweise auf jeden 
Fall den Samstagabend als Zeitpunkt 
für den Festakt festhalten. Neben die-
sem soll auch wieder ein Tag der Verei-
ne stattfinden und auch die Gemeinde 
werde sich mit der Organisation eines 
Programmpunktes, voraussichtlich ei-
nes Ausflugs für alle in den Schwarz-
wald, beteiligen, so Bürgermeister Ru-
dolf Fluck.

Wichtig ist dem Freundeskreis Cha-
beuil darüber hinaus, dass die Suche 
nach Gastgebern in der Gemeinde auf 
möglichst breite Füße gestellt werden 
soll. Angestrebt wird auch ein Jugend-
austausch unter Einbeziehung der Ge-
meinschaftsschule. Bedauert wird, dass 
es schwierig sei, Vereine ohne entspre-
chenden Gegenpart in Chabeuil zur Be-
teiligung zu bewegen.

Auch, wenn es noch etliche Details 
für die Feier zu klären gibt, ist man in 
Mönchweiler jetzt auf jeden Fall schon 
soweit vorbereitet, dass demnächst die 
offizielle Einladung durch die Gemein-
de an die Gemeinde Chabeuil, ihre Ver-
treter und Bürger ausgesprochen wer-
den kann.

Gemeinde plant 
Chabeuil-Feier

Königsfeld – Nach nicht ganz zehn Mo-
naten Bauzeit werden schon bald die 
Filialen von Aldi und Rossmann in Kö-
nigsfeld eröffnet. Beide Märkte wer-
den am Freitag, 2. Dezember, erstmals 
Kunden empfangen, wie Bürgermeister 
Fritz Link in der Gemeinderatssitzung 
informierte. Die Fertigstellung in der 
Kürze der Zeit sei beachtlich, wie Link 
sagte. Begonnen hatte der Bau im Feb-
ruar. Vorangegangen waren lange Dis-
kussionen, auch einen Bürgerentscheid 
hat es gegeben. 73,3 Prozent der Königs-
felder sprachen sich dafür aus. Die Fili-
ale von Aldi wird rund 800 Quadratme-
ter groß sein, auch Nachbar Rossmann 
baut in etwa in dieser Größenordnung. 
In den nächsten Wochen geht es dar-
um, letzte Baumaßnahmen wie Park-
platz und Zufahrt fertigzustellen.

Märkte öffnen 
am 2. Dezember

Auf dem Grundstück Niedereschacher Straße 14 in Dauchingen entstehen Flüchtlingsunter-
künfte mit Wohnkuben der Firma XSCUBES. VISUALIS IERUNG:  RALF  GANTER

Ralf Ganter erklärt die Funktion der Lüf-
tungsanlage. BILD:  GERD JERGER

„Dass wir bei unseren Wohncubes 
überhaupt keine fossilen Brennstoffe 
haben und quasi Eigenversorger sind, 
hat uns gegenüber unseren Mitbewer-
bern regelrecht nach vorne gespült.“

Ralf Ganter, Unternehmer

V O N  G E R D  J E R G E R 
villingen.redaktion@suedkurier.de
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SCHWARZWALD-BAAR

Polizei geht von 
Brandstiftung aus
Der Großbrand auf dem Tross-
inger Aussiedlerhof in der Nacht 
zum 7. Oktober, der einen Mil-
lionenschaden angerichtet hat, 
könnte durch Brandstiftung ver-
ursacht worden sein. Die Polizei 
geht bei ihren Ermittlungen sogar 
von einer Brand-Serie in der Re-
gion aus, meist waren Scheunen 
betroffen. Die Polizei hat eine Er-
mittlergruppe eingesetzt, die sich 
um diese Brand-Serie kümmert, 
auch wird ein Präventiv-Konzept 
für Landwirte erarbeitet. (cho)

SCHWARZWALD-BAAR

Bahn spricht von 
günstiger Prognose
Der Zweistundentakt auf der 
Schwarzwaldbahn ist ein Prob-
lem für viele Berufstätige, Schü-
ler und Auszubildende. Grund für 
die Ausfälle sind bislang ungelös-
te Probleme mit Reifenverschleiß. 
Die Bahn teilt derweil mit, dass 
die Prognose aktueller Messun-
gen günstig sei, sodass ab Mitte 
November wieder mit einem Ein-
stundentakt gerechnet werden 
könne. Ob dies definitiv so erfolge, 
wollte eine Bahnsprecherin aller-
dings nicht bestätigen. (blo)

DONAUESCHINGEN

Impf-Nachfrage 
steigt nur leicht
Zu Beginn der Corona-Herbstwel-
le mit ansteigender Zahl an Infek-
tionen steigt zwar auch die Nach-
frage nach Impfungen wieder an 
– jedoch nur in recht geringem 
Ausmaß, wie Donaueschinger 
Arztpraxen berichten. Bislang be-
wege sich die Nachfrage im Rah-
men von etwa zwölf bis 18 Impf-
willigen pro Woche, sagt etwa 
Praxismanagerin Birgit Klaus-
mann von der Arztpraxis Stuff. 
Die meisten davon kämen zur 
Viertimpfung. (est)

STOCKACH

Narrengericht 
verhandelt in Berlin
Die nächste Fastnacht soll zwei 
Narrengerichtsverhandlungen 
bringen: Eine normale in der 
Stockacher Jahnhalle mit einem 
Beklagten und eine weitere bei 
einem Besuch in Berlin. Dort wird 
das Narrengericht eine Woche vor 
der närrischen Hochphase zu Gast 
sein. In der Verhandlung in Berlin 
wird es jedoch um ein närrisches 
Sachthema gehen. Insgesamt sol-
len 214 Hästräger dabei sein. Solch 
eine Außenverhandlung gab es 
zuletzt im Jahr 2008. (löf)
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Nachfolge für 
Neun-Euro-Ticket 
umstritten

Freiburg reist 
zum Spitzenspiel 
nach München

Wirtschaft, Seite 7

KOMMENTARE

MUE Z ZIN  IN  KÖ L N

Recht und Pflicht

Mitten in einer katholischen deut-
schen Großstadt ruft künftig ein 

Muezzin per Lautsprecher zum Gebet. 
Na und? Nicht ganz. Viele Einwände, 
die in Köln vorgebracht werden, haben 
ihre Berechtigung. Zum Beispiel, dass 
der Imam, der sich künftig lautstark zu 
Wort meldet, vom türkischen Staat be-
zahlt und instruiert wird. Die Erdogan-
Regierung profitiert in Deutschland von 
Freiheiten, die sie den religiösen Min-
derheiten im eigenen Land verwehrt. 
Deshalb unterhält sie eine Außenstelle 
am Rhein, während sie in Anatolien ar-
menische Kirchen abreißt.

Das alles ändert aber nichts am Recht 
von Muslimen in Deutschland, ihren 
Glauben frei zu leben. Unser Gemein-
wesen kennt keine Staatsreligion, son-
dern gründet sich auf eine Verfassung, 
die Religionsfreiheit garantiert – für 
alle Glaubensgruppen und Konfessio-
nen gleichermaßen. Voraussetzung ist, 
dass sich alle an die Regeln und Wer-
te halten, die das Grundgesetz vorgibt. 
Auch die Kölner Moscheegemeinde hat 
hier einiges nachzuholen.

V O N  D I E T E R  L Ö F F L E R

C O RO N A

Bedenklich

Gesundheitsminister Karl Lauter-
bach (SPD) macht sich einmal mehr 

unbeliebt. Dabei hat er nicht unrecht, 
wenn er darauf hinweist, dass die Zahl 
der registrierten Neuansteckungen 
stetig steigt – und auch zu mehr Kran-
kenhauseinlieferungen und Todesfäl-
len führt. Die aktuelle Variante mag 
in den meisten Fällen milde Verläufe 
auslösen – ungefährlich ist sie deshalb 
aber nicht. Viel schlimmer aber ist, dass 
Schnelltest-Fälle gar nicht erfasst wer-
den, weil nur PCR-getestete Fälle in die 
Statistik eingehen. Wenn ein Gesund-
heitsminister sich auf eine Dunkelziffer 
berufen muss, die drei bis vier Mal hö-
her liege als die aktuellen Zahlen, zeigt 
das ein viel grundsätzlicheres Prob-
lem auf: Im dritten Pandemiejahr ist es 
immer noch nicht gelungen, das Virus 
datenuntermauert zu überwachen. Für 
den Winter kann das nichts Gutes hei-
ßen. Deshalb sollte Lauterbachs Appell 
an die Länder, die Maskenpflicht aus-
zuweiten, nicht ungehört bleiben. Um-
setzen müssen es die Bürger – in Ver-
antwortung für sich selbst und andere.

V O N  M I R J A M  M O L L

UNTEN RECHTS

Biden ist kein Geizhals

Großzügig hat sich US-Präsident 
Joe Biden bei einem kurzen Es-
sensstopp in Los Angeles gezeigt. 
Der 79-Jährige zahlte fast das 
Vierfache der geforderten Summe 
für zwei Quesadillas und sechs 
Tacos für sich und seine Begleite-
rinnen und sagte dem Kassierer 
mit einem strahlenden Lächeln, 
er solle den zu viel gezahlten Be-
trag zur Begleichung der Rech-
nung des nächsten Kunden nut-
zen. Biden tourt durch mehrere 
Bundesstaaten, um Kandidaten 
seiner Demokratischen Partei für 
die Kongress-Zwischenwahlen zu 
unterstützen. (AFP)

OB-WAHL

TÜBINGENS RATHAUSCHEF 
BEKOMMT KONKURRENZ

Politik

Berlin (dpa) Deutschlands Gasspeicher 
sind zu mehr als 95 Prozent gefüllt. Bin-
nen 24 Stunden stieg der Füllstand um 
0,17 Punkte auf 95,14 Prozent, so die 
Bundesnetzagentur. Eine Bundesver-
ordnung schreibt vor, dass die Anlagen 
am 1. November zu mindestens 95 Pro-
zent gefüllt sein müssen. Dieser Wert ist 
insgesamt erreicht. Allerdings soll jeder 
Speicher diese Vorgabe erfüllen. Dies ist 
nicht der Fall: Manche Anlagen liegen 
darüber, andere deutlich darunter. Der 
Vorrat reiche für zwei kalte Wintermo-
nate, so der Präsident der Bundesnetz-
agentur, Klaus Müller.

Wirtschaft, Seite 7: Aus welchen Ländern 
Deutschland nun Gas bezieht

Luxemburg (dpa) Im Kampf gegen stark 
gestiegene Migration über den Balkan 
erhöht die Europäische Union den 
Druck auf Serbien und andere Staaten. 
„Serbien muss jetzt die Visa-Praxis än-
dern, nicht irgendwann, sondern jetzt“, 
forderte Bundesinnenministerin Nancy 
Faeser (SPD) am Rande eines EU-Tref-
fens in Luxemburg. Nach Angaben der 
EU-Grenzschutzagentur Frontex wur-
den 2019 im September 160 irreguläre 
Einreisen auf dieser Route registriert, 
zu der auch das Nicht-EU-Land Serbien 
gehört. Das sind doppelt so viele wie im 
Vorjahresmonat.

Politik, Seite 4: Warum wieder mehr Flücht-
linge Richtung EU unterwegs sind

Bonn (dpa) Überschattet vom Koali-
tionsstreit um die Restlaufzeit der letz-
ten drei deutschen Atomkraftwerke 
sind die Grünen in ihren ersten Vor-
Ort-Parteitag seit dem Beginn der Pan-
demie zusammengekommen. Die Par-
teispitze hatte kurz vor dem Beginn am 
Freitag betont, das Ergebnis der geplan-
ten Abstimmung zu diesem für die Grü-
nen wichtigen Thema sei für die dem-
nächst anstehenden Gespräche mit SPD 
und FDP bindend. „Wohin uns 16 Jahre 
Unionspolitik geführt haben, das sehen 
wir jetzt“, sagte Bundesgeschäftsführe-
rin Emily Büning.

Seite 2: Kommentar von Angelika Wohlfrom 
Seite 4: Worüber die Grünen debattieren

Gasspeicher zu  
95 Prozent gefüllt

EU macht Druck 
auf Serbien

Grünen-Parteitag 
hat begonnen

Christentum und Islam: 
Ein Minarett der Mo-
schee im Kölner Stadt-
teil Ehrenfeld vor den 
mächtigen Doppeltür-
men des Doms. BILD: 

DPA

Köln (epd) In der Katholiken-Hochburg 
Köln hat erstmals ein Muezzin muslimi-
sche Gläubige öffentlich per Lautsprecher 
zum Freitagsgebet gerufen. An der Zentral-
moschee der Türkisch-Islamischen Union 
(Ditib) im Stadtteil Ehrenfeld rezitierte 
deren Religionsbeauftragter Mustafa Ka-
der den Gebetsruf. Das Echo war geteilt. 
Iranische Exilantinnen demonstrierten 
gegen Kopftuchzwang und religiöse In-
toleranz in ihrer Heimat. Die Stadt Köln 
begründete das Projekt mit Toleranz 
und dem Recht auf Religionsausübung. 
Der Islam sei seit vielen Jahren ein fester 
Bestandteil der deutschen Gesellschaft, 
sagte Oberbürgermeisterin Henriette 
Reker. Der Berliner Islamismus-For-
scher Ahmad Mansour sprach hin-
gegen von einer „Machtdemonstra-
tion des politischen Islam“.

Kommentar: „Recht und Pflicht“ 
Seite 5: Der Streit um den muslimischen 
Gebetsruf in Köln 
Umfrage: Finden Sie es in Ordnung, 
wenn Muslime in Deutschland per 
Lautsprecher zum Gebet gerufen 
werden? www.sk.de/umfrage

In Köln ruft jetzt derMuezzin
  ➤ Islamischer Gebetsruf in 
katholischer Hochburg

  ➤ Religionsfreiheit oder 
falsche Toleranz?

Lauterbach drängt zur Vorsicht

Berlin (epd) Bundesgesundheitsminis-
ter Karl Lauterbach verstärkt im Kampf 
gegen die Corona-Pandemie den Druck 
auf die Länder. Der SPD-Politiker appel-
lierte an die Bundesländer, angesichts 
der steigenden Corona-Infektionszah-
len eine Maskenpflicht in Innenräu-
men vorzuschreiben. „Die Richtung, in 
die wir unterwegs sind, ist keine gute“, 
sagte Lauterbach. Die Intensivstatio-
nen seien wieder stark belegt, einige 
bereits an der Belastungsgrenze. Auch 
die Todesfälle nähmen zu. Es sei besser, 
jetzt mit geringen Einschränkungen zu 

arbeiten, statt später mit drastischen 
Einschränkungen reagieren zu müssen. 
Laut Infektionsschutzgesetz können die 
Bundesländer eine Maskenpflicht in In-
nenräumen bei entsprechender Infek-
tionslage einführen.

Zugleich stellte der Gesundheitsmi-
nister eine neue Corona-Kampagne vor. 
Sie soll helfen, die Zahl der Infektionen 
in Deutschland zu verringern und die 
Impfquoten zu erhöhen. Zugleich be-
tonte Lauterbach, Deutschland sei auf 
die Herbst- und Winterwelle gut vorbe-
reitet. Es stünden genug Medikamente 
und gute, an die jüngsten Virusvarian-
ten angepasste Impfstoff zur Verfügung. 
Er rief die über 60-Jährigen auf, sich ein 
viertes Mal impfen zu lassen. 70 Prozent 
hätten die Auffrischungsimpfung noch 
nicht. Das Sterberisiko bei einer Infek-
tion sinke dadurch um 90 Prozent, sag-
te Lauterbach.
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SCHWARZWALD-BAAR

Polizei geht von 
Brandstiftung aus
Der Großbrand auf dem Tross-
inger Aussiedlerhof in der Nacht 
zum 7. Oktober, der einen Mil-
lionenschaden angerichtet hat, 
könnte durch Brandstiftung ver-
ursacht worden sein. Die Polizei 
geht bei ihren Ermittlungen sogar 
von einer Brand-Serie in der Re-
gion aus, meist waren Scheunen 
betroffen. Die Polizei hat eine Er-
mittlergruppe eingesetzt, die sich 
um diese Brand-Serie kümmert, 
auch wird ein Präventiv-Konzept 
für Landwirte erarbeitet. (cho)

SCHWARZWALD-BAAR

Bahn spricht von 
günstiger Prognose
Der Zweistundentakt auf der 
Schwarzwaldbahn ist ein Prob-
lem für viele Berufstätige, Schü-
ler und Auszubildende. Grund für 
die Ausfälle sind bislang ungelös-
te Probleme mit Reifenverschleiß. 
Die Bahn teilt derweil mit, dass 
die Prognose aktueller Messun-
gen günstig sei, sodass ab Mitte 
November wieder mit einem Ein-
stundentakt gerechnet werden 
könne. Ob dies definitiv so erfolge, 
wollte eine Bahnsprecherin aller-
dings nicht bestätigen. (blo)

DONAUESCHINGEN

Impf-Nachfrage 
steigt nur leicht
Zu Beginn der Corona-Herbstwel-
le mit ansteigender Zahl an Infek-
tionen steigt zwar auch die Nach-
frage nach Impfungen wieder an 
– jedoch nur in recht geringem 
Ausmaß, wie Donaueschinger 
Arztpraxen berichten. Bislang be-
wege sich die Nachfrage im Rah-
men von etwa zwölf bis 18 Impf-
willigen pro Woche, sagt etwa 
Praxismanagerin Birgit Klaus-
mann von der Arztpraxis Stuff. 
Die meisten davon kämen zur 
Viertimpfung. (est)

STOCKACH

Narrengericht 
verhandelt in Berlin
Die nächste Fastnacht soll zwei 
Narrengerichtsverhandlungen 
bringen: Eine normale in der 
Stockacher Jahnhalle mit einem 
Beklagten und eine weitere bei 
einem Besuch in Berlin. Dort wird 
das Narrengericht eine Woche vor 
der närrischen Hochphase zu Gast 
sein. In der Verhandlung in Berlin 
wird es jedoch um ein närrisches 
Sachthema gehen. Insgesamt sol-
len 214 Hästräger dabei sein. Solch 
eine Außenverhandlung gab es 
zuletzt im Jahr 2008. (löf)
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Freiburg reist 
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KOMMENTARE

MUE Z ZIN  IN  KÖ L N

Recht und Pflicht

Mitten in einer katholischen deut-
schen Großstadt ruft künftig ein 

Muezzin per Lautsprecher zum Gebet. 
Na und? Nicht ganz. Viele Einwände, 
die in Köln vorgebracht werden, haben 
ihre Berechtigung. Zum Beispiel, dass 
der Imam, der sich künftig lautstark zu 
Wort meldet, vom türkischen Staat be-
zahlt und instruiert wird. Die Erdogan-
Regierung profitiert in Deutschland von 
Freiheiten, die sie den religiösen Min-
derheiten im eigenen Land verwehrt. 
Deshalb unterhält sie eine Außenstelle 
am Rhein, während sie in Anatolien ar-
menische Kirchen abreißt.

Das alles ändert aber nichts am Recht 
von Muslimen in Deutschland, ihren 
Glauben frei zu leben. Unser Gemein-
wesen kennt keine Staatsreligion, son-
dern gründet sich auf eine Verfassung, 
die Religionsfreiheit garantiert – für 
alle Glaubensgruppen und Konfessio-
nen gleichermaßen. Voraussetzung ist, 
dass sich alle an die Regeln und Wer-
te halten, die das Grundgesetz vorgibt. 
Auch die Kölner Moscheegemeinde hat 
hier einiges nachzuholen.

V O N  D I E T E R  L Ö F F L E R

C O RO N A

Bedenklich

Gesundheitsminister Karl Lauter-
bach (SPD) macht sich einmal mehr 

unbeliebt. Dabei hat er nicht unrecht, 
wenn er darauf hinweist, dass die Zahl 
der registrierten Neuansteckungen 
stetig steigt – und auch zu mehr Kran-
kenhauseinlieferungen und Todesfäl-
len führt. Die aktuelle Variante mag 
in den meisten Fällen milde Verläufe 
auslösen – ungefährlich ist sie deshalb 
aber nicht. Viel schlimmer aber ist, dass 
Schnelltest-Fälle gar nicht erfasst wer-
den, weil nur PCR-getestete Fälle in die 
Statistik eingehen. Wenn ein Gesund-
heitsminister sich auf eine Dunkelziffer 
berufen muss, die drei bis vier Mal hö-
her liege als die aktuellen Zahlen, zeigt 
das ein viel grundsätzlicheres Prob-
lem auf: Im dritten Pandemiejahr ist es 
immer noch nicht gelungen, das Virus 
datenuntermauert zu überwachen. Für 
den Winter kann das nichts Gutes hei-
ßen. Deshalb sollte Lauterbachs Appell 
an die Länder, die Maskenpflicht aus-
zuweiten, nicht ungehört bleiben. Um-
setzen müssen es die Bürger – in Ver-
antwortung für sich selbst und andere.

V O N  M I R J A M  M O L L

UNTEN RECHTS

Biden ist kein Geizhals

Großzügig hat sich US-Präsident 
Joe Biden bei einem kurzen Es-
sensstopp in Los Angeles gezeigt. 
Der 79-Jährige zahlte fast das 
Vierfache der geforderten Summe 
für zwei Quesadillas und sechs 
Tacos für sich und seine Begleite-
rinnen und sagte dem Kassierer 
mit einem strahlenden Lächeln, 
er solle den zu viel gezahlten Be-
trag zur Begleichung der Rech-
nung des nächsten Kunden nut-
zen. Biden tourt durch mehrere 
Bundesstaaten, um Kandidaten 
seiner Demokratischen Partei für 
die Kongress-Zwischenwahlen zu 
unterstützen. (AFP)

OB-WAHL

TÜBINGENS RATHAUSCHEF 
BEKOMMT KONKURRENZ

Politik

Berlin (dpa) Deutschlands Gasspeicher 
sind zu mehr als 95 Prozent gefüllt. Bin-
nen 24 Stunden stieg der Füllstand um 
0,17 Punkte auf 95,14 Prozent, so die 
Bundesnetzagentur. Eine Bundesver-
ordnung schreibt vor, dass die Anlagen 
am 1. November zu mindestens 95 Pro-
zent gefüllt sein müssen. Dieser Wert ist 
insgesamt erreicht. Allerdings soll jeder 
Speicher diese Vorgabe erfüllen. Dies ist 
nicht der Fall: Manche Anlagen liegen 
darüber, andere deutlich darunter. Der 
Vorrat reiche für zwei kalte Wintermo-
nate, so der Präsident der Bundesnetz-
agentur, Klaus Müller.

Wirtschaft, Seite 7: Aus welchen Ländern 
Deutschland nun Gas bezieht

Luxemburg (dpa) Im Kampf gegen stark 
gestiegene Migration über den Balkan 
erhöht die Europäische Union den 
Druck auf Serbien und andere Staaten. 
„Serbien muss jetzt die Visa-Praxis än-
dern, nicht irgendwann, sondern jetzt“, 
forderte Bundesinnenministerin Nancy 
Faeser (SPD) am Rande eines EU-Tref-
fens in Luxemburg. Nach Angaben der 
EU-Grenzschutzagentur Frontex wur-
den 2019 im September 160 irreguläre 
Einreisen auf dieser Route registriert, 
zu der auch das Nicht-EU-Land Serbien 
gehört. Das sind doppelt so viele wie im 
Vorjahresmonat.

Politik, Seite 4: Warum wieder mehr Flücht-
linge Richtung EU unterwegs sind

Bonn (dpa) Überschattet vom Koali-
tionsstreit um die Restlaufzeit der letz-
ten drei deutschen Atomkraftwerke 
sind die Grünen in ihren ersten Vor-
Ort-Parteitag seit dem Beginn der Pan-
demie zusammengekommen. Die Par-
teispitze hatte kurz vor dem Beginn am 
Freitag betont, das Ergebnis der geplan-
ten Abstimmung zu diesem für die Grü-
nen wichtigen Thema sei für die dem-
nächst anstehenden Gespräche mit SPD 
und FDP bindend. „Wohin uns 16 Jahre 
Unionspolitik geführt haben, das sehen 
wir jetzt“, sagte Bundesgeschäftsführe-
rin Emily Büning.

Seite 2: Kommentar von Angelika Wohlfrom 
Seite 4: Worüber die Grünen debattieren

Gasspeicher zu  
95 Prozent gefüllt

EU macht Druck 
auf Serbien

Grünen-Parteitag 
hat begonnen

Christentum und Islam: 
Ein Minarett der Mo-
schee im Kölner Stadt-
teil Ehrenfeld vor den 
mächtigen Doppeltür-
men des Doms. BILD: 

DPA

Köln (epd) In der Katholiken-Hochburg 
Köln hat erstmals ein Muezzin muslimi-
sche Gläubige öffentlich per Lautsprecher 
zum Freitagsgebet gerufen. An der Zentral-
moschee der Türkisch-Islamischen Union 
(Ditib) im Stadtteil Ehrenfeld rezitierte 
deren Religionsbeauftragter Mustafa Ka-
der den Gebetsruf. Das Echo war geteilt. 
Iranische Exilantinnen demonstrierten 
gegen Kopftuchzwang und religiöse In-
toleranz in ihrer Heimat. Die Stadt Köln 
begründete das Projekt mit Toleranz 
und dem Recht auf Religionsausübung. 
Der Islam sei seit vielen Jahren ein fester 
Bestandteil der deutschen Gesellschaft, 
sagte Oberbürgermeisterin Henriette 
Reker. Der Berliner Islamismus-For-
scher Ahmad Mansour sprach hin-
gegen von einer „Machtdemonstra-
tion des politischen Islam“.

Kommentar: „Recht und Pflicht“ 
Seite 5: Der Streit um den muslimischen 
Gebetsruf in Köln 
Umfrage: Finden Sie es in Ordnung, 
wenn Muslime in Deutschland per 
Lautsprecher zum Gebet gerufen 
werden? www.sk.de/umfrage
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Berlin (epd) Bundesgesundheitsminis-
ter Karl Lauterbach verstärkt im Kampf 
gegen die Corona-Pandemie den Druck 
auf die Länder. Der SPD-Politiker appel-
lierte an die Bundesländer, angesichts 
der steigenden Corona-Infektionszah-
len eine Maskenpflicht in Innenräu-
men vorzuschreiben. „Die Richtung, in 
die wir unterwegs sind, ist keine gute“, 
sagte Lauterbach. Die Intensivstatio-
nen seien wieder stark belegt, einige 
bereits an der Belastungsgrenze. Auch 
die Todesfälle nähmen zu. Es sei besser, 
jetzt mit geringen Einschränkungen zu 

arbeiten, statt später mit drastischen 
Einschränkungen reagieren zu müssen. 
Laut Infektionsschutzgesetz können die 
Bundesländer eine Maskenpflicht in In-
nenräumen bei entsprechender Infek-
tionslage einführen.

Zugleich stellte der Gesundheitsmi-
nister eine neue Corona-Kampagne vor. 
Sie soll helfen, die Zahl der Infektionen 
in Deutschland zu verringern und die 
Impfquoten zu erhöhen. Zugleich be-
tonte Lauterbach, Deutschland sei auf 
die Herbst- und Winterwelle gut vorbe-
reitet. Es stünden genug Medikamente 
und gute, an die jüngsten Virusvarian-
ten angepasste Impfstoff zur Verfügung. 
Er rief die über 60-Jährigen auf, sich ein 
viertes Mal impfen zu lassen. 70 Prozent 
hätten die Auffrischungsimpfung noch 
nicht. Das Sterberisiko bei einer Infek-
tion sinke dadurch um 90 Prozent, sag-
te Lauterbach.
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